
XII. Abschnitt 1.i./h. Nicht-kommerziell

PAUL KLIMPEL

nur NC und NC-ND; bei NC: i.; bei NC-ND: h.

Deutsch: „i. Nicht-kommerziellmeint nicht vorrangig auf einen geschäftlichen Vorteil oder eine
geldwerte Vergütung gerichtet. Der Austausch von lizenziertem Material gegen anderes unter
Urheberrecht oder ähnlichen Rechten geschütztes Material durch digitales File-Sharing oder
ähnliche Mittel ist nicht-kommerziell im Sinne der vorliegenden Public License, sofern in
Verbindung damit keine geldwerte Vergütung erfolgt.“

Englisch: „i. NonCommercialmeans not primarily intended for or directed towards commercial
advantage or monetary compensation. For purposes of this Public License, the exchange of the
Licensed Material for other material subject to Copyright and Similar Rights by digital file-
sharing or similar means is NonCommercial provided there is no payment of monetary com-
pensation in connection with the exchange.“

Literatur: Till Kreutzer, Deutsche UNESCO-Kommission e. V. (Hrsg.), Open Content – Ein
Praxisleitfaden zur Nutzung von Creative Commons-Lizenzen, 2. Auflage 2016; Till Jaeger/Axel
Metzger, Open Content-Lizenzen nach deutschem Recht, MMR 2003, 431; Freies Wissen dank
Creative Commons-Lizenzen Folgen, Risiken und Nebenwirkungen der Bedingung nicht-
kommerziell – NC, abgerufen am: 14. Juli 2023, https://perma.cc/C75X-YLV6; LG Köln,
05.03.2014, 28 O 232/13; OLG Köln: Öffentlicher Rundfunk ist „non-commercial“ | ifrOSS,
abgerufen am: 14. Juli 2023, https://perma.cc/2D8W-CDNU; Paul Klimpel, Geld verdienen ver-
boten? Bildungsmaterialien und das Problem nicht-kommerzieller Lizenzen, 2018; Definition:
Offenes Wissen – Open Definition – Defining Open in Open Data, Open Content and Open
Knowledge, abgerufen am: 14. September 2021, https://opendefinition.org/od/1.1/de/; Definition:
Offenes Wissen – Open Definition – Defining Open in Open Data, Open Content and Open
Knowledge, abgerufen am: 14. September 2021, https://opendefinition.org/od/1.1/de/

1. Überblick

Abschnitt 1.i regelt das Modul NC – Non Commercial. Indem in der Lizenz-
gewährung darauf Bezug genommen wird, werden nur nicht-kommerzielle
Nutzungen erlaubt. Der Lizenzgeber behält sich damit das Recht vor, über die
kommerzielle Nutzung eine individuelle Entscheidung zu treffen. Will ein
Nutzer das entsprechende Material kommerziell nutzen, so benötigt er dazu
eine zusätzliche Lizenz vom Rechteinhaber.

Das Modul enthält auch eine Definition, was als nicht-kommerziell zu ver-
stehen ist, nämlich Nutzungen, die nicht vorrangig auf einen geschäftlichen
Vorteil oder eine geldwerte Vergütung gerichtet sind. Hinzu kommt die
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Klarstellung, dass File-Sharing nicht als kommerziell gilt, solange in Verbin-
dung damit keine geldwerte Vergütung erfolgt.

2. NC und freie Lizenzen

Das NC-Modul ist sehr verbreitet, wirft aber auch viele ungeklärte Fragen auf.
Dies hängt damit zusammen, dass es die Nutzungsmöglichkeiten sehr weit-
gehend einschränkt und dies in einem Spannungsverhältnis steht zu den
grundlegenden Ausrichtungen der CC-Lizenzen, Nutzungen zu erlauben. Das
Institut für Rechtsfragen der Freien und Open Source Software (ifrOSS) listet
CC-Lizenzen, die das NC-Modul nutzen, als „Open Content-Lizenzen“ auf.1

Gleichwohl gelten CC Lizenzen mit dem NC Modul – genauso wie solche mit
dem ND Modul – nicht als „freie Lizenzen“.2 Mit dem NC-Modul lizenzierte
Inhalte gelten gemeinhin auch nicht als Open Educational Ressources.3 Auch
entspricht das generelle Verbot kommerzieller Nutzung nicht den Forderun-
gen der Berliner Erklärung über den offenen Zugang zu wissenschaftlichen
Werken vom Oktober 2003, die als grundlegendes Dokument des Open Access
in der Wissenschaft gilt. Auch die Wikipedia als weltweit wichtigste Plattform
für frei zugängliche Inhalte, die seit 2009 durch die Nutzung der Creative
Commons-Lizenzen CC BY-SA erheblich zur internationalen Verbreitung
dieser Lizenzen beigetragen hat, akzeptiert das NC-Modul nicht.4

3. Interpretationsspielräume

Die Definition von „nicht-kommerziell“ in Abschnitt 1.i. lässt Spielraum für
sehr unterschiedliche Interpretationen. Sie ist auch unter Juristen umstritten.
Dies führt zu Unsicherheiten sowohl bei der Lizenzvergabe als auch bei der
Nutzung des lizenzierten Materials. Zur Verunsicherung trägt bei, dass auch
vor Gerichten dieselbe Nutzung (Verwendung im öffentlich-rechtlichen
Rundfunk) im Instanzenzug vom Landgericht als kommerziell eingeschätzt
wurde5, vom Oberlandesgericht hingegen als nicht-kommerziell.6 Der Oberste
Gerichtshof in Österreich hat hingegen die Entscheidungen der Vorinstanzen

1 Open Content Lizenzen, https://perma.cc/4RXF-TZDS.
2 Definition of Free Cultural Works, https://perma.cc/8MWL-SW6L.
3 Paul Klimpel, Geld verdienen verboten? Bildungsmaterialien und das Problem nicht-

kommerzieller Lizenzen, 2018, 11.
4 Vgl. Wikipedia: Lizenzbestimmungen, https://perma.cc/NDP2-BR28.
5 LG Köln, Urt. v. 05.03.2014, 28 O 232/13.
6 OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14, 60 – Creative Commons-Lizenz.
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bestätigt, die Nutzung von Videos in Nachrichtensendungen des ORF als
kommerziell zu werten.7 Argumentiert wurde, dass durch die Nutzung
geschäftliche Vorteile (wie z.B. hohe Zuschauerquoten) oder eine geldwerte
Vergütung durch Werbeeinnahmen erzielt würden.

Diese Unsicherheiten führten auch dazu, dass aus Vorsicht auch nicht-kom-
merzielle Nutzungen unterbleiben, weil Nutzer Risiken vermeiden wollen:
Eine 2008 von Creative Commons durchgeführte Studie über das Verständnis
von kommerziell und nicht-kommerziell ergab, dass Nutzer in der Tendenz
ein engeres Verständnis von „nicht-kommerziell“ hatten als die Lizenzgeber,
mithin auch solche Nutzungen unterlassen, die der Lizenzgeber erlauben
wollte.8 Allerdings wurden in der Studie nur die Einstellungen von
bestimmten Gruppen von Lizenzgebern und Lizenznehmern in den USA
untersucht; der Erkenntniswert der Studie für das allgemeine Verständnis von
nicht-kommerziell in Deutschland ist daher gering.

4. Auslegung und nationale Gesetzgebung, AGB-Recht

Die CC-Lizenzen sind ein Vertragswerk, das weltweit eingesetzt wird und das
sich zu einem internationalen Standard entwickelt hat. Gleichwohl gibt es bei
der Auslegung in Deutschland Besonderheiten, die sich aus den national
geltenden Gesetzen ergeben und die auch ausschlaggebend dafür sind, was als
„nicht-kommerziell“ verstanden wird. Denn bei der Einräumung von Nut-
zungsrechten durch formularmäßig formulierte Vertragstexte und mithin
auch durch CC-Lizenzen gelten die Regelungen für allgemeine Geschäfts-
bedingungen (AGB) nach §§ 305 BGB ff., insbesondere § 305c BGB (vgl.
hierzu VorCCPL Rn. 9 ff.)

Diese Gesetzgebung verfolgt das Ziel, in der besonderen Konstellation, in der
Verträge nicht ausgehandelt, sondern für eine Vielzahl von Konstellationen
vorformuliert sind und deshalb ein Rückgriff auf die Besonderheiten des
konkreten Rechtsverhältnisses bei der Auslegung ausscheidet, für die Betei-
ligten den verbindlichen Sinn einer Erklärung zu deuten.9 Sie hat auch eine
Entsprechung in Art. 5 der EU-Richtlinie über missbräuchliche Klauseln in
Verbraucherverträgen (RL 93/13/EWG), insofern gelten die hier gemachten
Ausführungen grundsätzlich auch für andere Staaten der EU. Dabei sollten

7 OGH Österreich, Beschl. v. 27.08.2024 – 4 Ob 125/24x.
8 Defining Noncommercial – Creative Commons, https://perma.cc/5Q2J-2X4G.
9 Matteo Fornasier, in: MüKo (Hrsg.), 9. Auflage 2022, BGB § 305c Rn. 29.
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sowohl die nationale Gesetzgebung (auch schon das AGB-Gesetz, das vor der
Einbeziehung der Vorschriften ins BGB galt) als auch die Richtlinie den Ver-
braucher schützen. Denn die Gestaltungsmöglichkeiten sind bei vorformu-
lierten Verträgen auf der Seite des Verwenders, also bei der CCPL des
Lizenzgebers, während derjenige, der sie akzeptiert, zumeist keine Möglich-
keit hat, Änderungen zu erreichen. Unverständlichkeit und missverständliche
Klauseln sollen zu Lasten des Verwenders gehen. Das gesetzgeberische Ideal
zielt entsprechend auf leichte Verständlichkeit von Vertragstexten sowie das
Verhindern von Mehrdeutigkeiten. Im Ideal der Allgemeinverständlichkeit
besteht auch eine konzeptionelle Nähe dieser Gesetzgebung zu den CC-Li-
zenzen, die ebenfalls anstreben, allgemeinverständliche Werkzeuge für die
Lizenzierung zu schaffen, die auch juristische Laien nutzen können.

Zu den Auslegungsregeln nach § 305c BGB gehören die objektive Auslegung
sowie die Zweifelsregelung, wonach im Zweifel die Auslegung zu Ungunsten
des Verwenders erfolgen soll.10

5. Objektive Auslegung

Für die Auslegung im Sinne der CC-Lizenz in Verbindung mit §§ 305 ff. BGB
gilt weder ein international vorherrschendes noch ein spezifisch juristisches
Verständnis davon, welche Nutzungen als kommerziell gelten. Vielmehr gilt
nach ständiger Rechtsprechung des BGH der Grundsatz der objektiven Aus-
legung. Danach ist der Sinngehalt „nach objektiven Maßstäben, losgelöst von
der zufälligen Gestaltung des Einzelfalls und den individuellen Vorstellungen
der Vertragsparteien, unter Beachtung ihres wirtschaftlichen Zweckes und der
gewählten Ausdrucksweise zu ermitteln“.11

Dabei kommt es auf den Empfängerhorizont an, und zwar nicht auf einen
Empfänger mit besonderen Vorkenntnissen. Ein Abstellen auf besondere
Vorkenntnisse würde dem Charakter von vorformulierten Verträgen nicht
gerecht, bei denen ja nicht bekannt ist, wer sie liest. Entscheidend ist daher,
wie ganz allgemein ein bestimmter Begriff verstanden wird. Denn es ist
grundsätzlich vom allgemeinen Sprachgebrauch auszugehen. Dies gilt umso
mehr, als in den CC-Lizenzen, insbesondere in den Piktogrammen und
Kurzfassung (Deed, siehe Einl Rn. 27) eine Sprache gewählt wurde, die auch
ohne juristische Fachkenntnisse verstehbar sein soll.

10 Matteo Fornasier, in: MüKo (Hrsg.), 9. Auflage 2022, BGB § 305c Rn. 29.
11 BGH, Urt. v. 29.10.1956, II ZR 64/56.
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Daher spielt für das Begriffsverständnis auch die im Urheberrecht in ver-
schiedenen Vorschriften enthaltene Unterscheidung zwischen kommerzi-
eller und nicht-kommerzieller Nutzung allenfalls eine mittelbare Rolle. Die
Formulierungen dort lauten „nicht-kommerzielle Archive oder Einrichtungen
[…]“ (§ 54c UrhG), „zu nicht-kommerziellen Zwecken“ (§§ 60a Abs. 1, 60b
Abs. 3 UrhG), „nicht-kommerziellen wissenschaftlichen Forschung“ (§ 60c
Abs. 1 UrhG), „nicht-kommerzielle Zwecke“ (§§ 60d Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 Nr. 2
und Abs. 4; 60e Abs. 4 und Abs. 5; 61d Abs. 1 UrhG), „keine unmittelbaren oder
mittelbaren kommerziellen Zwecke“ (§§ 60e Abs. 1, 60 f Abs. 1 UrhG) oder
„nicht-kommerzielle Nutzung“ (§ 87 g Abs. 2 Nr. 2 UrhG).

Die genauen Differenzierungen in den Formulierungen der genannten
Bestimmungen dürften zwar nicht als allgemein bekannt vorausgesetzt wer-
den. Wohl aber kommt in ihnen zum Ausdruck, dass bei bestimmten öf-
fentlichen Institutionen in der Regel davon ausgegangen wird, dass sie nicht-
kommerziell sind – etwa wenn § 60a Abs. 4 UrhG eine Reihe von Institutio-
nen aufgeführt werden. Zwar ergibt sich aus den Gesetzesmaterialien, dass es
nicht (mehr) auf die Einrichtung, sondern auf die konkrete Handlung
ankommt.12 Eine Indizwirkung für die Charakterisierung als nicht-kommer-
ziell kommt den Institutionen aber zu. Auch diese können kommerziell sein,
doch wird das die Ausnahme und nicht die Regel sein.

6. Nutzung und Nutzer

Der Lizenztext selbst stellt in seinem Wortlaut auf die Art der Nutzung ab,
wenn es darum geht, kommerzielle von nicht-kommerziellen Handlungen zu
unterscheiden. Grundsätzlich kommt es danach auf die konkrete Nutzung und
nicht auf den Nutzer an.13 Gleichwohl hat auch der Nutzer eine Indizwirkung,
ob eine Handlung als kommerziell oder nicht-kommerziell einzuordnen ist.
Hiervon ist zumindest in Deutschland auszugehen, wo es eine Tradition nicht-
kommerzieller Einrichtungen, insbesondere in den Bereichen Kultur, Bildung
und Sport, gibt.

Bei einem Unternehmen wird man grundsätzlich von einem gewinnorien-
tierten Handeln ausgehen, während es gesondert begründungsbedürftig ist,
warum das Handeln ausnahmsweise als nicht-kommerziell einzuordnen ist.

12 BT-Drs. 18/12329, 36.
13 Dies unterstreicht auch das MIT in seinen Terms: Privacy and Terms of Use | MIT

OpenCourseWare | Free Online Course Materials, https://perma.cc/97NQ-KJDP.
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Bei gemeinnützigen Organisationen hingegen ist grundsätzlich von nicht-
kommerziellem Handeln auszugehen, und nur im Ausnahmefall sind Aktivi-
täten als kommerziell einzustufen.

Ein Unternehmen kann gleichwohl nicht-kommerziell handeln, wenn es im
konkreten Fall nicht vorrangig eine Vergütung oder einen geldwerten
Vorteil anstrebt. Dies kann dort so sein, wo Nutzungen der bloßen Informa-
tion dienen, ohne dass damit eine Gewinnerzielungsabsicht verbunden wäre.14

Allerdings ist wohl in der Regel davon auszugehen, dass Nutzungen von
kommerziell tätigen Unternehmen auch als kommerziell einzustufen sind.15 Es
entspricht dem allgemeinen Verständnis vom Charakter unternehmerischen
Handelns, dass dies grundsätzlich durch die damit verbundenen finanziellen
Auswirkungen motiviert ist. Nur in Ausnahmefällen, beispielsweise bei
wohltätigen Aktivitäten, mit denen Unternehmen allenfalls mittelbare Vor-
teile durch den damit verbundenen Imagegewinn anstreben, wird man diese
Handlungen als nicht-kommerziell ansehen können.

Umgekehrt ist bei einer gemeinnützigen, nicht gewerblichen Institution in der
Regel davon auszugehen, dass ihre Handlungen als nicht-kommerziell ein-
zustufen sind.16 Auch das deutsche Urhebergesetz geht grundsätzlich vom
nicht-kommerziellen Charakter von bestimmten Institutionen wie Schulen,
Hochschulen, Archiven, Museen und Bibliotheken aus. Es wird also unter-
stellt, dass die Handlungen dieser Institutionen grundsätzlich urheberrecht-
lich zu privilegieren sind. Auch wenn – wie bereits erläutert – diese fach-
spezifischen Differenzierungen zwischen kommerziell und nicht-kommerziell
nicht im Detail als allgemein bekannt vorausgesetzt werden dürfen, so gibt es
doch eine allgemeine Vorstellung davon, dass öffentliche Institutionen wie
Museen, Archive, Bibliotheken und Schulen nicht-kommerziell motiviert
handeln. Gleiches gilt für Vereine oder Wohlfahrtsorganisationen.

Auch hier gibt es Ausnahmen. Nicht nur steuerrechtlich gilt ein Museums-
shop oder ein Museumscafé als kommerzielle Entität eines Museums.
Genauso ist ein kommerzieller Charakter von Nutzungen von anderen
grundsätzlich nicht-kommerziellen Einrichtungen zu bejahen, wenn diese im

14 so Till Jaeger, Reto Mantz, Anmerkung zu LG Köln, Urt. v. 05.03.2014, 28 O 232/13, MMR
2014, 478, 480.

15 Till Kreutzer, Deutsche UNESCO-Kommission e. V. (Hrsg.), Open Content – Ein Praxis-
leitfaden zur Nutzung von Creative Commons-Lizenzen, 2. Auflage 2016, 50.

16 So auch Till Kreutzer, Deutsche UNESCO-Kommission e. V. (Hrsg.), Open Content – Ein
Praxisleitfaden zur Nutzung von Creative Commons-Lizenzen, 2. Auflage 2016, 50.
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konkreten Einzelfall vorrangig auf die Erzielung von Einnahmen gerichtet
sind.

7. Einzelpersonen und Institutionen

Es spielt grundsätzlich keine Rolle, ob Nutzungen von Einzelpersonen oder
Institutionen vorgenommen werden.

Nutzungen von Einzelpersonen im rein privaten Kontext sind als nicht-
kommerziell einzustufen. Bei Nutzungen durch Einzelpersonen im berufli-
chen Kontext hängt die Klassifikation hingegen davon ab, ob die Nutzung von
außen betrachtet als eine des Arbeit- bzw. Auftraggebers erscheint. Ist dies
der Fall und agiert der Arbeit- oder Auftraggeber nicht-kommerziell, so gilt
dies auch für die jeweilige Nutzung. Denn sie erscheint von außen betrachtet
als eine Nutzung der Institution. Unerheblich ist dabei, ob und wie Arbeit-
nehmer oder Auftragnehmer entlohnt werden und in welchem Vertragsver-
hältnis sie zu der Institution stehen. Eine Differenzierung danach, ob es ein
weisungsgebundenes Arbeitsverhältnis oder ein Auftrag ist, würde auf das von
außen nicht erkennbare interne Vertragsverhältnis abstellen. Entscheidend für
den Charakter einer Nutzung ist jedoch, wie sie wahrgenommen wird. Es
entspricht nicht dem allgemeinen Verständnis von nicht-kommerziell, dass
die Nutzungen von nicht-kommerziellen Institutionen als kommerziell
anzusehen sind, sobald Mitarbeiter oder Auftragnehmer bezahlen werden.

Ein Beispiel: Eine Nutzung in einem Volkshochschulkurs hat als nicht-kom-
merziell zu gelten, weil die Volkshochschule als eine öffentlich finanzierte
Organisation wahrgenommen wird, die nicht gewinnorientiert ist. Sie ist
deshalb „nicht vorrangig“ auf eine geldwerte Vergütung gerichtet, es handelt
sich lediglich um einen Kostenbeitrag für ein weitgehend durch die öffentliche
Hand finanziertes Angebot.

In Deutschland werden allgemeinbildende Schulen, Hochschulen und
Volkshochschulen staatlich finanziert und auch als Angebote der öffentli-
chen Hand wahrgenommen, denen es nicht, zumindest nicht vorrangig,
darum geht, Gewinne zu erwirtschaften. Beihilferechtlich ist es der öffentli-
chen Hand überhaupt nur sehr eingeschränkt möglich, wirtschaftlich tätig zu
sein. Bildung wie auch Kultur sollen als öffentliche Leistung unabhängig
davon angeboten werden, ob sie sich finanziell rechnen. Zwar gibt es auch
kommerzielle, auf Gewinn ausgerichtete Bildungsangebote wie etwa
Sprachschulen, Fahrschulen oder eine Ausbildung als Vorbereitung auf die
Prüfung eines Jagdscheins. Auch gibt es kommerzielle Hilfsangebote als
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Ergänzung zu öffentlichen Einrichtungen wie kommerzielle Nachhilfeinsti-
tute als Ergänzung zur öffentlichen Schule oder kostenpflichtige juristische
Repetitorien als Ergänzung zur Hochschule. Doch wird hier im allgemeinen
Bewusstsein sehr klar unterschieden zwischen öffentlichen, nicht vorrangig
gewinnorientierten Einrichtungen und gewerblichen Angeboten.

Es kommt auf diese Abgrenzung in dem allgemeinen Verständnis an, das den
Empfängerhorizont prägt, und nicht darauf, wie hoch die Quote der öffent-
lichen Finanzierung einer Institution oder die Höhe der Teilnahmegebühren
ist. Deshalb ändert auch weder die Teilnahmegebühr von Kursbesuchern noch
die Entlohnung des einzelnen Dozenten etwas an der Einordnung einer
Volkshochschule als nicht-kommerziell. Es spielt auch keine Rolle, welche
vertragliche Beziehung zwischen dem Dozenten und der Volkshochschule
besteht, ob es ein Anstellungsverhältnis oder ein Auftrag ist. Denn die Leistung
des Dozenten ist in das Angebot der Volkshochschule eingebunden und wird
auch als Leistung der Volkshochschule wahrgenommen.

Die weitgehende Ökonomisierung des Gesundheitswesens führt dazu, dass
die Nutzung von Inhalten durch Krankenhäuser grundsätzlich als kommer-
ziell zu bewerten ist, auch wenn es sich um Krankenhäuser in öffentlicher
Trägerschaft handelt und obwohl das Gesundheitswesen in Deutschland auch
als öffentliche Aufgabe begriffen wird, dessen Leistungen durch ein Pflicht-
versicherungssystem und Steuermittel gesichert werden. Für private Kran-
kenhäuser und niedergelassene Ärzte gilt dies erst recht. Hingegen stehen bei
Feuerwehr und Rettungsdiensten ökonomische Überlegungen im Hinter-
grund, so dass eine Nutzung von CC-lizenzierten Inhalten dort in der Regel als
nicht-kommerziell gelten kann.

Auch wird das Angebot der Deutschen Bahn als „kommerziell“ wahrgenom-
men, nicht nur wegen der privatwirtschaftlichen Rechtsform des dem Staat
gehörenden Unternehmens, sondern weil hier in einem klaren Austausch-
verhältnis bestimmte Leistungen erworben werden und die Bahn auch
gewinnorientiert arbeitet. Es kommt also nicht auf die Eigentumsverhältnisse
oder die Organisationsform eines Unternehmens an, sondern ob eine Leistung
typischerweise als öffentlich und nicht-kommerziell wahrgenommen wird
oder nicht.

Anders als bei der Bahn gibt es beim öffentlich-rechtlichen Rundfunk die
auch in der Öffentlichkeit viel diskutierte Besonderheit, dass er überwiegend
durch Gebühren finanziert wird und damit nicht einer kommerziellen Ver-
wertungslogik unterliegt. Dies gilt insbesondere für den werbefreien
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Deutschlandfunk, der auch nicht der Marktlogik des Werbemarkts unterliegt.
Die Einstufung als nicht-kommerziell durch das OLG Köln17 ist insofern fol-
gerichtig. Allerdings muss differenziert werden. § 16a des Rundfunkstaats-
vertrags regelt die kommerziellen Tätigkeiten der öffentlich-rechtlichen
Rundfunkanstalten. Dort ist zwar einerseits festgeschrieben, dass solche Tä-
tigkeiten erlaubt sind, andererseits aber auch, dass dies nur durch rechtlich
selbständige Tochtergesellschaften erfolgen darf (§ 16a Abs. 1 Satz 3). Die
Tätigkeiten dieser Tochtergesellschaften sind kommerziell, ihre Bewertung ist
vergleichbar mit Museumsshops, die ungeachtet des nicht-kommerziellen
Charakters eines öffentlich finanzierten Museums selbst ebenfalls als kom-
merziell gelten.

Ein Freiberufler hingegen, der im Rahmen eines eigenen Angebots unter-
nehmerisch tätig ist, handelt stets kommerziell.

8. Kein ausnahmsloses Verbot von Entlohnung und
geschäftlichem Vorteil

Eine Entlohnung oder ein Entgelt stehen nicht ausnahmslos der Wertung
einer Nutzung als „nicht-kommerziell“ entgegen. Auch in der Definition im
Lizenztext ist festgehalten, dass die Nutzungen nicht vorrangig auf einen
geschäftlichen Vorteil oder eine geldwerte Vergütung gerichtet sind. Eine
Vergütung oder auch ein geschäftlicher Vorteil sind folglich solange unbe-
achtlich, wie sie nicht vorrangig angestrebt werden. So führen beispielsweise
Unkostenbeiträge oder Schutzgebühren nicht automatisch zu einer Bewer-
tung der Handlung als kommerziell. Gleiches gilt für Gebühren, insbesondere
bei öffentlich-rechtlichen Gebührengläubigern. Gebühren sollen schon defi-
nitionsgemäß nur entstandene Kosten ganz oder teilweise decken. Sie sind
aber nicht vorrangig auf eine geldwerte Vergütung gerichtet.

Bei Werbung auf Websites ist zu unterscheiden: Bei einer privaten Website
oder der Website einer gemeinnützigen Institution, bei der Werbung lediglich
der Refinanzierung von Serverkosten dient, das Erscheinungsbild nicht
dominiert und sich auch sonst aus dem Charakter des Internetauftritts ergibt,
dass keine Gewinnerzielungsabsicht vorliegt, wird dies nicht als kommerziell
gewertet werden können. Ein geschäftlicher Vorteil wird hier nicht angestrebt,
und trotz der Werbeeinnahmen ist die Internetpräsenz nicht vorrangig auf

17 OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14, 60 – Creative Commons-Lizenz.
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eine geldwerte Vergütung gerichtet. Allerdings kann auch bei den Websites
nicht-gewerblicher Anbieter mit Werbung die Schwelle zu kommerzieller
Nutzung überschritten werden, wenn im Einzelfall diese Werbung das
Erscheinungsbild dominiert.

Anders ist Werbung auf den Websites kommerzieller Anbieter wie bei-
spielsweise von Verlagen zu sehen. Daran ändert sich auch nichts, wenn etwa
ein Zeitungsverlag einzelne Artikel kostenfrei online stellt. Denn auch diese
kostenlosen Lockangebote dienen entweder der Werbung für die kosten-
pflichtigen Angebote oder sie refinanzieren sich aus der Werbung. Das
Angebot des Verlags ist grundsätzlich von Gewinnerzielungsabsicht getragen.

9. Keine Reduktion auf rein private Nutzung

Zwar sind rein private Nutzungen stets als nicht-kommerziell einzustufen.
Entgegen der Rechtsprechung des LG Köln aus dem Jahr 201418 beschränken
sich nicht-kommerzielle Nutzungen aber nicht auf rein private Nutzungen.
Eine solche Beschränkung des Verständnisses ergibt sich weder aus dem
Wortlaut der Definition, noch entspricht sie dem allgemeinen Verständnis
dessen, was als nicht-kommerziell gilt.

Auch die Übertragungszwecklehre des § 31 Abs. 5 UrhG rechtfertigt eine sol-
che Wertung nicht. Zum einen, weil die Nutzung von CC BY-NC-lizenzierten
Inhalten auch und gerade außerhalb des privaten Bereichs in Bildungsein-
richtungen und in der Wissenschaft verbreitet und üblich ist. Es gibt insofern
keine Unsicherheit dahingehend, ob auch Nutzungen außerhalb des Privaten
als nicht-kommerziell gelten und mithin auch keinen Raum für die Anwen-
dung einer Zweifelsregelung.

Zum anderen geht bei formularmäßig eingeräumten Nutzungsrechten die
Zweifelsregelung des § 305c Abs. 2 BGB dem § 31 Abs. 5 UrhG ohnehin vor.

10. Zweifelsregelung nach AGB-Recht

Nach § 305c Abs. 2 BGB ist eine Klausel nur dann zu Ungunsten des Ver-
wenders auszulegen, wenn sie tatsächlich unklar ist.19 Dabei geht es nicht

18 LG Köln, Urt. v. 05.03.2014, 28 O 232/13.
19 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 31 Rn. 107– 109. so

auch OLG Köln, Urt. v. 31.10.2014, 6 U 60/14, 60, Rn. 87.
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darum, fernliegende alternative Auslegungen zu begründen. Maßgeblich sind
vielmehr die Verständnismöglichkeiten eines juristischen Laien.20 Dies gilt
trotz und entgegen der sonst in Deutschland geltenden und im § 31 Abs. 5
UrhG verankerten Übertragungszwecklehre, also der Auslegungsregel, wonach
Rechte im Zweifel beim Urheber verbleiben und Rechteübertragungen eng
auszulegen sind.21. Die Regelungen der §§ 305 ff. BGB gehen der Übertra-
gungszwecklehre vor.

Mit Verweis auf die Auslegungsregel in § 305c Abs. 2 BGB hat das OLG Köln
entschieden, dass sich der öffentlich-rechtliche Rundfunk auf eine CC BY-NC-
Lizenz berufen könne.

Das Gericht hatte zuvor ausgeführt, dass es kein allgemein anerkanntes Ver-
ständnis von kommerzieller Nutzung im Sinne der CC-Lizenz gebe. Dies kann
in dieser Allgemeinheit wohl heute nicht mehr gelten. In den letzten Jahren
hat die Nutzung von CC-Lizenzen auch in Deutschland stark zugenommen.
Dazu beigetragen haben die Vorgaben verschiedener Fördermittelgeber. Der
öffentlich-rechtliche Rundfunk nutzt CC-Lizenzen, in der Wissenschaft sind
sie weit verbreitet, im Bildungsbereich baut das Konzept der OER auf freien
Lizenzen auf, und auch im Kulturbereich gehören CC-Lizenzen zum weit
genutzten Standard. Deshalb haben sich auch die Vorstellungen über die
Reichweite der einzelnen Lizenzvarianten im Allgemeinen konkretisiert sowie
ein Verständnis darüber herausgebildet, was unzweifelhaft als nicht-kom-
merziell zu verstehen ist.

Gleichwohl gibt es auch heute noch durchaus Zweifelsfälle, bei denen eine
Auslegung nach § 305c Abs. 2 BGB zu Lasten des Lizenzgebers geboten ist.
Neben dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk ist an die Nutzung von Inhalten
durch Wirtschaftsunternehmen zu denken, wenn diese Nutzung nicht im
Zusammenhang mit den wirtschaftlichen Aktivitäten steht und zumindest
nicht direkt der Gewinnerzielung dient.

11. Social-Media-Plattformen

Bei der Veröffentlichung von Inhalten auf Social-Media-Plattformen kommt es
darauf an, ob der Nutzer, der Inhalte auf der Plattform veröffentlicht, kom-

20 Matteo Fornasier, in: MüKo (Hrsg.), 9. Auflage 2022, BGB § 305c Rn. 45–48.
21 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 31 Rn. 114, kritisch:

Martin Schweinoch, Anmerkung OLG Köln, NJW 2015, 794, 795
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merziell handelt, und nicht darauf, ob die Plattform selbst kommerziell
betrieben wird.

Es ist ganz grundsätzlich so, dass wenn ein selbst nicht kommerziell Han-
delnder sich eines Dienstes bedient, der kommerziell betrieben wird, die
Nutzung dadurch nicht zu einer kommerziellen Nutzung wird. Wenn bei-
spielsweise ein nicht kommerziell handelnder Schulbezirk sich zum Kopieren
von CC NC lizenzierten Inhalten eines kommerziellen Kopierdienstes bedient,
verletzt dies nicht die Lizenz.22

Nichts anderes kann für die bekannten Social-Media-Plattformen wie Insta-
gram, YouTube, Twitter bzw. X oder Facebook gelten. Diese werden zwar
kommerziell betrieben. Deshalb wird es aber nicht automatisch zu einer
kommerziellen Nutzung, sich dieser Plattformen zu bedienen. Rechtlich wird
bei der Beurteilung von konkreten Inhalten auf denjenigen abgestellt, der
diese Inhalte auf der Plattform veröffentlicht. Plattformen stellen insofern
lediglich die technische Infrastruktur bereit. Sie haften daher auch nicht
unmittelbar für dort veröffentlichte Inhalte. Auch wenn das ursprünglich in
§ 10 TMG geregelte Haftungsprivileg von Providern inzwischen durch die DSM
RL, das UrhDaG und auch das Digital Service Act eingeschränkt und kon-
kretisiert wurde, bleibt es grundsätzlich dabei, dass für die Zulässigkeit einer
Veröffentlichung auf Plattformen auf die Rechtsposition der Nutzer abgestellt
wird.

Gleiches muss auch gelten, wenn es darum geht, ob diese Veröffentlichung
einen kommerziellen Charakter hat.

Wenn mithin eine Privatperson oder ein gemeinnütziger Verein ohne
Gewinnerzielungsabsicht Inhalte postet, ist dies als nicht-kommerzielle Nut-
zung zu werten – auch wenn die Plattform kommerziell betrieben wird.

Anders ist es hingegen bei selbst gewerblich handelnden Nutzern. Der pro-
fessionelle Youtuber, der mit Gewinnerzielungsabsicht Filme veröffentlicht,
handelt genauso kommerziell wie eine Firma, die mit Werbeabsicht Inhalte
veröffentlicht.

§ 6 des Digitale-Dienste-Gesetzes (DDG) statuiert im Übrigen eine Pflicht für
Plattformbetreiber, kommerzielle Kommunikation als solche zu kennzeich-
nen. Daraus folgt im Umkehrschluss, dass nicht jegliche Kommunikation auf
den vom DDG erfassten Dienste als kommerziell anzusehen ist.

22 Great Minds v. Office Depot, Inc., No. 18 – 55331 (9th Cir. 2019).
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12. Internationales Verständnis

Diese nationalgesetzliche Vorgabe durch das BGB gilt nicht international. Nur
in Deutschland gelten die Auslegungsregeln der §§ 305 BGB ff. und im
„Zweifelsfall“ nach § 305c Abs. 2 BGB eine Auslegung zu Gunsten des
Lizenznehmers. Dies ist zu beachten, weil die CC-Lizenzen gerade im Bereich
der Wissenschaft im internationalen Kontext eingesetzt werden. Damit soll
nicht gesagt werden, dass die oben genannten Auslegungsgrundsätze im
internationalen Kontext nicht doch auch argumentativ begründbar sind.

Die „Zweifelsregelung“ gilt aufgrund von Art. 5 RL 93/13/EWG auch innerhalb
der EU. Für Staaten außerhalb der EU kann indes nicht von deren Geltung
ausgegangen werden. Dies kann in zweifacher Hinsicht eine Rolle spielen:
Zum einen könnten internationale Lizenzgeber eine bestimmte Nutzung als
kommerziell betrachten, die hier aufgrund der Zweifelsregel des § 305c Abs. 2
BGB als nicht-kommerziell gilt. Dies kann zu Verstimmungen führen oder
auch zu gerichtlichen Auseinandersetzungen. Zum anderen kann die Lizen-
zierung deutscher Autoren durch international tätige und nicht in Deutsch-
land beheimatete Verlage dazu führen, dass bestimmte im Grenzbereich des
Kommerziellen liegende Nutzungen im Ausland als kommerziell gelten,
während sie dies in Deutschland nicht tun. Mithin ist der Erwartungshorizont
der Autoren, was sie durch die NC-Bedingung bewirken, ein anderer als der
von international tätigen Verlagen.

13. Filesharing

Abschnitt 1.i stellt in Satz 2 klar, dass Filesharing nicht als kommerzielle
Nutzung angesehen wird, sofern in Verbindung damit keine geldwerte Ver-
gütung erfolgt. Diese Konkretisierung ist verständlich aufgrund der Bedeu-
tung, die das Filesharing in der Vergangenheit für die digitale Verbreitung von
Inhalten einerseits und in den Auseinandersetzungen um das Urheberrecht
andererseits hatte.

14. Versionsgeschichte

Die Definition für NC entspricht in der internationalen Fassung demWortlaut
auch aller vorherigen Versionen, von 1.0 bis 3.0 international. Die Version 4.0
enthält eine ausdrückliche Definition am Anfang im Definitionsteil, während
alle Vorversionen aufgrund eines anderen strukturellen Aufbaus die Definition
jeweils unter „Restrictions“, in 4 b enthalten.
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